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Ungleichbehandlung eingetragener Lebenspartnerschaften im Steuerrecht 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner werden im Steuerrecht 
und insbesondere im Einkommensteuerrecht gegenüber Ehegatten benach- 
teiligt. Dies ist nicht nur ungerecht, sondern auch mit Artikel 3 Absatz 3 des 
Grundgesetzes (GG) unvereinbar. Der Erste Senat des Bundesverfassungs- 
gerichts hat am 7. Juli 2009 in einer Entscheidung zur Hinterbliebenenrente 
für Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner entschieden, dass die Ungleichbe- 
handlung von Lebenspartnerschaften gegenüber Ehen einen Verstoß gegen 
Artikel 3 Absatz 1 GG darstellt (BVerfGE 124, 199). In einer weiteren Grund- 
satzentscheidung vom 21. Juli 2010 entschied er ferner, dass die seit dem 
Inkrafttreten des Lebenspartnerschaftsgesetzes geltende Ungleichbehandlung 
homosexueller Lebenspartnerschaften gegenüber Ehepaaren bei der Erb- 
schaftssteuer mit dem allgemeinen Gleichheitssatz unvereinbar ist (BVerfGE 
126, 400). Er betonte zudem, dass die Lebenspartnerinnen und Lebenspartner 
wie Ehegatten in einer auf Dauer angelegten, rechtlich verfestigten Partner- 
schaft leben, die eine gegenseitige Unterhalts- und Einstandspflicht begründet. 

Die die Bundesregierung tragenden Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben 
in ihrem Koalitionsvertrag festgehalten, dass sie „insbesondere gleichheits- 
widrige Benachteiligungen im Steuerrecht abbauen“ wollen. Von diesem Ziel 
scheint sich die Koalition inzwischen verabschiedet zu haben. In der Antwort 
der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 21 des Abgeordneten Volker 
Beck (Köln) (Bundestagsdrucksache 17/9002) schrieb die Bundesregierung, 
sie „warte weiterhin die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in den 
anhängigen Verfahren zum Ehegattensplitting ab“, bevor sie einem Gesetzent- 
wurf zur Gleichstellung vorlegen würde. 

Zugleich bestritt die Bundesregierung in ihrer Antwort Medienberichte, wo- 
nach sie mit den Steuerverwaltungen der Bundesländer vereinbart hätte, ein- 
getragene Lebenspartner, die Einspruch gegen die Ablehnung ihrer gemein- 
samen Veranlagung oder gegen die Änderung ihrer Steuerklassen eingelegt 
haben, im Wege der Aussetzung der Vollziehung bis zur noch ausstehenden 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vorläufig mit Ehegatten gleich- 
zustellen. Der Finanzminister des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen, 
Dr. Norbert Walter-Borjans, bestätigte gegenüber der Zeitung „DIE WELT“ 
am 8. März 2012 diese Vereinbarung jedoch. Auch der designierte General- 
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Sekretär und stellvertretende Fraktionsvorsitzende der FDP, Patrick Döring, 
bestätigte die Einigung und nannte sie in einer Pressemitteilung vom 7. März 
2012 „eine gute und praktikable“ Lösung. 

„DER SPIEGEL“ berichtet in seiner Ausgabe vom 19. März 2012 von einem 
internen Vermerk aus dem Bundesministerium der Finanzen (BMF), wonach 
die Bundesregierung sehr wohl eine solche Vereinbarung mit den Steuerver- 
waltungen der Bundesländer getroffen habe, nunmehr aber Vorbehalt einlegen 
würde, ln dem Vermerk heißt es: „Gegen den Beschluss der Abteilungsleiter 
(Steuer) beabsichtigt das Bundesministerium der Finanzen, FMK Vorbehalt 
einzulegen. Die Abstimmung zwischen dem Bundesministerium der Finanzen 
und den obersten Finanzbehörden der Länder zu diesem Thema ist daher noch 
nicht abgeschlossen.“ Als Begründung heißt es, dass „dieses Vorgehen [Be- 
schluss zur Gewährung des vorläufigen Rechtsschutzes] die Argumentations- 
linie des BMF in den beim Bundesverfassungsgericht anhängigen Verfahren 
schwächen“ könnte. 


1. Haben sich die Abteilungsleiter (Steuer) der obersten Finanzbehörden des 
Bundes und der Länder in ihrer Sitzung vom 28. Februar bis 1. März 2012 
in Berlin unter Tagesordnungspunkt 4 zur Frage des vorläufigen Rechts- 
schutzes beim Antrag auf Zusammenveranlagung und Änderung der Steuer- 
klassen für Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft geeinigt, dass 
bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts verwaltungsseitig 
bundeseinheitlich auf Antrag einstweiligen Rechtsschutz zu gewähren ist? 

Wenn ja, warum hat die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Schrift- 
liche Frage 21 auf Bundestagsdrucksache 17/9002 an den Abgeordneten 
Volker Beck (Köln) dies bestritten? 

Wenn nein, hält die Bundesregierung eine Bund-Länder-Absprache aus 
verwaltungsökonomischer Sicht vor dem Hintergrund aktueller Finanz- 
gerichtsrechtsprechung für geboten, und wenn ja, wie sollte aus Sicht der 
Bundesregierung in dieser Frage zukünftig verfahren werden? 

2. Hat die Bundesregierung gegen diesen Beschluss Vorbehalt eingelegt? 
Wenn ja, wann, und auf welcher rechtlichen Grundlage ist dies geschehen? 
Welche Rechtswirkung hat ein solcher Vorbehalt? 

Ist die Vereinbarung damit unwirksam? 

Wenn nein, plant die Bundesregierung, einen solchen Vorbehalt einzule- 
gen? 

Auf welcher rechtlichen Grundlage wird dies geschehen? 

Welche Rechtswirkung wird ein solcher Vorbehalt haben, und wird die 
Vereinbarung damit unwirksam? 

Die Fragen 1 und 2 werden wegen des inhaltlichen Bezugs zum Beschluss der 
Abteilungsleiter (Steuer) der obersten Finanzbehörden des Bundes und der 
Länder zusammen beantwortet. 

Es trifft zu, dass das Bundesministerium der Finanzen einen Beschluss der 
Steuerabteilungsleiter der Länder, den Partnern einer eingetragenen Lebens- 
partnerschaft im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes das Ehegatten- 
splitting zu gewähren, so nicht mitträgt. 

Damit steht die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage des Ab- 
geordneten Volker Beck auch nicht im Widerspruch. Danach hat das Bundes- 
ministerium der Finanzen eine solche Vereinbarung nicht abschließend ge- 
troffen, da es weiterhin die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in den 
anhängigen Verfahren zum Ehegattensplitting abwartet. 
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Im Übrigen wird auf die Antworten der Bundesregierung auf die Schriftlichen 
Fragen der Abgeordneten Dr. Barbara FIöll auf Bundestagsdrucksache 17/9225 
verwiesen. 


3. Hat die Bundesregierung die gesetzliche Kompetenz, den Steuerverwal- 
tungen der Bundesländer vorzuschreiben, den einstweiligen Rechtsschutz 
zu verweigern? 

Wenn die Landesfinanzbehörden Steuern verwalten, die ganz oder zum Teil 
dem Bund zufiießen, werden sie im Auftrag des Bundes tätig. Es gilt demnach 
Artikel 108 Absatz 3 i. V. m. Artikel 85 Absatz 3 des Grundgesetzes (GG). 


4. Findet bei eingetragenen Lebenspartnem automatisch eine vorläufige Steu- 
erfestsetzung statt, und ist damit in jedem Fall gesichert, dass die Steuer- 
festsetzung nach einem Urteil geändert werden kann? 

Einkommensteuerfestsetzungen eingetragener Lebenspartner werden derzeit 
nicht vorläufig durchgeführt. 


5. Werden Einsprüchen und Anträgen zu einer Aussetzung des Verfahrens 
mit Bezug auf das schwebende Gerichtsverfahren von den Finanzämtern in 
jedem Fall entsprochen bzw. wie wird das sichergestellt? 

Nach Artikel 108 Absatz 2 Satz 1 GG sind für die Durchführung der Steuerge- 
setze bzw. die Verwaltung der Steuern und die Entscheidung in steuerlichen 
Einzelsachverhalten die Landesfinanzbehörden zuständig. Die steuerrechtliche 
Beurteilung konkreter Sachverhalte obliegt dabei den Finanzämtern unter 
Berücksichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalls. Soweit sich die ein- 
getragenen Lebenspartner auf die beim Bundesverfassungsgericht anhängigen 
Verfassungsbeschwerdeverfahren berufen, ruhen die Einsprüche nach § 363 
Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung (AO), falls die Finanzämter nicht von der 
Möglichkeit einer Fortsetzungsmitteilung nach § 363 Absatz 2 Satz 4 AO 
Gebrauch machen. 

Einsprüche, die auf andere Gründe - auf die sich die anhängigen Verfassungs- 
beschwerden nicht beziehen - gestützt werden, können mit Zustimmung der 
Einspruchsführer nach § 363 Absatz 2 Satz 1 AO ruhen. Über eine Verfahrens- 
ruhe nach dieser Vorschrift haben die Finanzämter nach ihrem Ermessen zu ent- 
scheiden. Durch das Aufrechterhalten des Einspruchs wird — wie bei einem 
Vorläufigkeitsvermerk auch — die Festsetzungsverjährung gehemmt, so dass 
den betroffenen Personen kein Nachteil entsteht. 


6. Hält die Bundesregierung an dem Ziel fest, gleichheitswidrige Benachteili- 
gungen im Einkommensteuerrecht für eingetragene Lebenspartner noch in 
dieser Legislaturperiode abzubauen, auch wenn kein Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts zu dieser Fragestellung innerhalb dieser Frist ergeht? 

Wenn nein, waram nicht? 

Wenn ja, wann? 

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anträge der Frak- 
tion DIE LINKE. („Steuer- und gesellschaftspolitische Ungleichbehandlung ein- 
getragener Lebenspartnerschaften gegenüber klassischen heterosexuellen Ehen“) 
vom 13. März 2012 (Bundestagsdrucksache 17/9006, Antwort zu Frage 21) ver- 
wiesen. 
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7. Hat die Bundesregierung vor, im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2013 
die Änderungen des Fünften Vermögensbildungsgesetzes um Maßnahmen 
zur Gleichstellung von gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaft und 
Ehe zu ergänzen? 

Wenn nein, warum nicht? 

8. Hat die Bundesregierung vor, im Wohnungsbauprämiengesetz gleichge- 
schlechtliche Lebenspartnerschaft und Ehe gleichzustellen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, warm? 

Die Fragen 7 und 8 werden wegen ihres Bezugs zum Jahressteuergesetz 2013 
zusammen beantwortet. 

Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die Große Anfrage auf Bundestags- 
drucksache 1 7/8248 ausgeführt, dass sie bei künftigen Änderungen der beiden 
Gesetze plant, eine Anpassung einzelner Vorschriften und ihre Ausweitung auf 
Lebenspartnerschaften vorzuschlagen. Der Entwurf des Jahressteuergesetzes 
2013, in dem auch Änderungen zum Wohnungsbauprämiengesetz aufgenom- 
men werden könnten, befindet sich derzeit noch in der Ressortabstimmung. Das 
Kabinett befasst sich anschließend mit dem Gesetzentwurf. 
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